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# Tirpitz — Ikeiclisksnzler --
ksndidst d. Deutscknstionslen

Dem parlamentarischen Brauch und ihrer vaterländi -
fchen Pflicht genügend , sind gestern die bürgerliche» Mit -
trlpartrieu der Einladung der Deutschnationalen gefolgt .
Und was wurde ihnen serviert ? Die Zumutung , unter
Verzicht auf sachliche Erörterungen eines Regierungs -
Programms Personalfragen zu erledigen , und zwar Per -
sonalfragen , wie sie den besonderen Parteiwünschen der
Deutschnationalen entsprechen. Man präsentierte den
bürgerlichen Mittelparteien Herr« Tirpitz als Reichs -
kauzlerkandidaten und beanspruchte auch den Posten des
Reichsinnenministers für sich. In den offiziellen Presse - ,
berichten ist zwar der Name des Herrn Tirpitz nicht ge-
nannt worden — man sprach vielmehr von einer „über-
parteilichen Persönlichkeit " —, doch ist in den VerHand-
lungen selbst in der Tat Tirpitz als Reichskanzlerkandi -
bat nominiert worden . Natürlich ist es vollkommen un -
berechtigt , ihn als eine überparteiliche Persönlichkeit zu
bezeichnen . Tirpitz ist Parteimitglied der Deutschnationa¬
len und als solcher nach den üblichen Wahlreden gewählt
worden.

Am leidenschaftlichsten wird wohl dieser ehrgeizig «
»Kann seine Kandidatur selbst betrieben haben. Und es
P deshalb durchaus wahrscheinlich, was das „Berliner
Tageblatt " meldet , daß nämlich Tirpitz vorher in Be -'
Brechungen mit Ludendorff eine wohlwollende Neutrali -
ät der Deutschvölkischen für den Fall seiner Kandidatur

erbeten habe. Ob Ludendorff diese Neutralität zugesagt
hat, wird nicht verraten . Leicht würde sie dem General
sicherlich nicht fallen , da er selber auf den Posten des
Reichskanzlers spekuliert. Eine Spekulation , die aller -
dings , solange wir das parlamentarische System haben,
nach Lage der Dinge zur Aussichtslosigkeit verurteilt ist.Die Deutschnationalen haben die Kandidatur Tirpitz
wohl deshalb nicht ungerne akzeptiert , weil sie hoffen ,
daß es ihm bei dem Ansehen , das er auch heute noch in
rechtsstehendenKreisen genießt , ain ehesten gelingen wird ,die widersprechenden Meinungen innerhalb der Parteimter einen Hut zu bringen .

Die bürgerlichen Mittelparteien haben sich, als sie ver-
nahmen , was die Einladung der Deutschnationalen eigen !-
tich bezweckte, von den Verhandlungen zurückgezogen. Sie
halten die Vereinbarung eines sachlichen Regierungspro -
gramms für viel notwendiger , als die Erledigung r ^n^ ersonalfragen, halten ferner daran fest, daß verfassnngs -
tzemäß dem Reichspräsidenten die Ernennung des Reichs-
anzlers zusteht, und sind schließlich mit allen deutschen
Lolksgenossen , die sich noch einen Blick für die Notwendig -
^iten der außenpolitische» Loge bewahrt haben, der An -
5cht, daß der Person des Herrn Tirpitz die größte » B -« «kr» entgegenstehe ».

Inwieweit sich Tirpitz als Charakter und Persönlichkeitfür den Posten eines deutschen Reichskanzlers eignet , wol¬len wir nicht untersuchen. Seine Memoiren , die mit die
schärfste Kritik des alten Systems enthalten , sind eigent¬lich nicht geeignet , ihn einer reaktionären Partei zuMlpfehlen . Aber Tirpitz nimmt es Wohl als ein Mann ,
jto vor allem vom Ehrgeiz beherrscht wird , überhaupt mit« n Systemen nicht so genau . Die Hauptsache ist, daß^ die Position und den Einfluß erringt , die seinen ehrgeizigen Wünschen angemessen sind .

^ a«z klare Bedenken bestehen aber gegen Tirpitz auf
Außenpolitischem Gebiet. Was für uns Deutsche der

Poincare ist, das ist für die Alliierten , und zwar
^ ^ " gland, gefühlsmäßig der Name Tirpitz . Ganz
^

>lß gefühlsmäßig ! Aber mit derartigen Gefühlen mußVolk rechnen , zumal wenn es sich in einer Situationmndct, wie Teutschland zur Zeit . Es ist noch garnicht8 e,Qfft, daß Tirpitz praktisch eine Politik der SchroffheitMenüber unseren früheren Gegnern betreiben würde ,er würde doch von vornherein einem starken Miß -uen begegnen , und man würde es wohl in der ganzen1* nicht verstehen können, daß Deutschland gerade in
Augenblick seine politischen Geschäfte einem Manne

. der als einer der markantesten Vertreter des
zz^ ^ hstems im Auslande gilt und ganz allgemein als

i Ktr ? 'en .flnt dessen betrachtet wird , was man den preu-«
^»vltschen Militarismus nennt . Vielleicht wird schon

«tnfVfc u ^ a *'ac§e' daß der Name von Tirpitz überhaupt
^ Äl '

ch
9.enonn t werden konnte, außenpolitisch für uns

Die Regierungsbildung im « eicb
Eine Erklärung der Deutschnaltionalen

über das Ergebnis der am Mittwoch stattgefundenen Vera -
tung zwischen den Deujtschnationalen und den Parteien derMitte gab die deutschnationale Fraktion folgende offizielleMitteilung aus :

„ Die Deutschnationale Volkspartei hat in der heutigen Be»
sprechung mit den Vertretern der Mittelparteien den Vor-
schlag gemacht, die Lösung der für die Regierungsbildung be-
stehenden Schwierigkeiten in der Voranstellung der Personen -
frage zu suchen . Eine nach Ansicht der DeutschnationalenVolkspartei zur Führung hervorragend, geeignete Überpartei -
liche Persönlichkeit ist den anderen Fraktionen benanntworden. Die Verhandlungen darüber haben eine Wendunggenommen, auf Grund deren die Deutschnationale Volkspar -tei ihre Initiative in dieser Richtuno zunächst eingestellt hat . "

Darnach ist die Besprechung der Fraktionsführer ergebnis -los geblieben. Die Mittelparteien wollten — wie die „Franks .Ztg .
"

schreibt , — den Versuch unternehmen , festzustellen, obmit den Deutschnationalen eine gemeinsame Basis vor allemaus dem Felde der auswärtigen Politik gefunden werde«
könne, in der Richtung, daß die von der Regierung Marxvollzogene Annahme der Expertenberichte mit ihren Konse¬quenzen auch von den Deutschnationalen anerkannt und zurGrundlage der weiteren Politik gemacht würde. Über dieseFrage ist jedoch in der Sitzung gar nicht gesprochen worden,da die Deutschnationalen sofort mit dem Vorschlag hervortra -ten, daß die „überparteiliche Persönlichkeit" von - den anderenParteien als künftiger Kanzler akzeptiert und ihm überlassenwerde, in weiteren Verhandlungen ein Kabinett zustande zubringen . Diese überparteiliche Persönlichkeit ist der Großad -miral v. Tirpitz, der in München in den Reichstag gewähltworden ist, also eine Persönlichkeit, die selbst dann nicht als
überparteiisch bezeichnet werden könnte, wenn sie nicht der
deutschnationalen Fraktion als Mitglied angehörte . Über fach-
liche Dinge ist in der Sitzung gar nicht verhandelt worden,auch nicht über die Umbildung der Regierung in Preußen .Von demokratischer Seite wurde erklärt , daß eine VerHand-
lung auf dieser Basis unmöglich sei, daß zunächst einmal fest¬gestellt werden müsse , ob man sachlich zusammengehen könne.In ähnlichem Sinne sprachen sich dann die Vertreter desZentrums und der Deuitsche» Bolkspartei aus . Die Zentrums -
fraktion unterstrich die Unmöglichkeit des deutschnationalenVorschlags noch ausdrücklich durch einen späteren Fraktions -
beschluß.

Die Sache steht also jetzt wieder so wie vor der deutschna-tionalen Einladung an die Mittelparteien . Die für heute in
Aussicht genommene Sitzung wird nicht stattfinden . Die
deutschnationale Erklärung spricht nur davon, daß die Jni -tiative „ in dieser Richtung" eingestellt sei . Sie wird alsovielleicht nicht mehr gegenüber den Mittelparteien zusammen ,sondern gegenüber einzelnen von diesen Parteien , etwa der
Deutschen Volkspartei und dem Zentrum , wieder aufgenom -inen . Vielleicht läßt man auch die Kandidatur Tirpitz fallen .Denn daß die Deutschnationalen in Zusammenarbeit mit den
Völkischen einen brauchbaren Vorschlag zustande bringenkönnten, ist wohl kaum anzunehmen . Daß sie überhaupt aufden Gedanken gekommen sind, mit der Voranstellung der Kan -didatur des Herrn v . Tirpitz vorwärts zu foiruroen, zeigt, wie
außerordentlich groß die Unterschiede in der Beurteilung der
Notwendigkeiten zwischen ihnen und den anderen Parteiensind.

» *

!Jn Ergänzung des von der deutschnationalen Volksparteiveröffentlichten parteiamtlichen Berichts teilen die BerlinerBlätter noch mit , daß die deutschnationale Fraktion Mittwochnachmittag nach längerer Aussprache beschlossen habe , die andie Mittelparteien ergangene Eitckadung zu neuen Verband -lungen zurückzuziehen . Wie die Blätter betonen , wird es nun -
mehr Sache der Mittelparteien sein , in den Parjeibesprechun -
gen über die Regierungsbilldung wieder die Initiative aufzu -
nehmen>.

Die Einberufung des Reickstags
Der Reichstag ist jetzt endgültig auf den 27. Mai einibernfenworden . Eine besondere Tagesordnung für die erste Sitzungist nicht herausgegeben worden und wird auch nicht herausge -

geben werden. Die Berufung des Reistages ist durch eineamtluöe Veröffentlichung im „Reichsanzeiger" erfolgt, sowiedurch direkte Benachrichtigung der Reichstagsmitglieder . Di «Bekanntmachung im „Reichsanzeiger" hat folgenden Wortlaut :
»Auf Grund der Artikel 23 und 27 der Reichsversassung wirdder neugewählte Reichstag berufen, am Dienstag , den 27. Mai1924 , nachmittags 3 Uhr zusammenzutreten . Der Präsidentdes Reichstags Lobe".

Am Vormittag des 27. Mai finden Gottesdienste für dieReichstags Mitglieder statt , und zwar um N4 Uhr für die ka¬
tholischen Mitglieder in der St . Hedwigskirche und um 12 Uyrfür die evangelischen Mitglieder im Dom .

Das Zentrum
über die Haltung des Zentrums das Mittwoch nachmittagnoch zu einer Frattionssitzunz zusammengetreten ist. meldet die

„Germania "
^ daß es für das Zentrum ausgeschlossen fei. diedeutschnationale Taktik, bestimmte Persönlichkeiten in den Bor .dergrund zu schieben, mitzumachen.

Nach Blättermekdungen aus Köln wurde auf der gestern ab -gehaltenen Konferenz der Vertrauensleute und Vorstandsmit¬glieder der rheinischen Zentvumspartei eine Entschließung ein-
stimmig angenommen und ein Telegramm an den Reichskanzlergesandt, worin eS heißt, daß die Wählerschaft des rheinischenZenrrnmS erwarte , daß die Zentrumsfraktion insbesondere diebisherige Außenpolitik beibehält.

Eine englische Presscstimme
WDB . London, 22 . Mai . Der diplomatische Berichterstatterder „Westmintser Gazette " schreibt : Angesichts der Taktik derDeutfchnationalen sei es wesentlich , daß Deutschland seineAufrichtigkeit offen beweise . Die britische Regierung sei da-bei , ihre Karten offen auf den Tisch zu legen, und sie wünsche ,wenn die Zeit gekommen sei, die Frage der ftanzösischen Si -cherheit und der interalliierten Schulden zu prüfen , aber demmüsse eine Vereinbarung über die Reparationen vorangehen.Der erste Schritt sei, den Dawesplan in Wirksamkeit zu setzen.Dies werde jedoch einige Arbeit in Anspruch nehmen. Wennder Boden vorbereitet sei, werde Macdonald dann vielleichteine internationale Konferenz vorschlagen , zu der auch Deutsch ,land , die Vereinigten Staaten und Rußland eingeladen wer-den, um die ausstehenden Fragen einschließlich der interalliier -ten Schulden und der Festsetzung der deutschen Geiamtver -pflichtungen zu regeln .

Die Regierungsbildung in Frankreich
Die finanzielle Lage Frankreichs und der erneute Rückgangdes ftanzösischen Franken haben den Präsidenten der Repu-blik. Millerand , veranlaßt , vorzuschlagen, die beiden Führerder bürgerlichen Parteien des Blocks der Linken , Herriot undPainleve . zu einer Konferenz über die zur Eindämmung die-ser neuen Währungskrise nötigen Matznahmen einzuladen.Die beiden Führer der bürgerlichen Linken haben die Einla -dung zwar angenommen , in der Konferenz jedoch zu erkennengegeben, daß sie die Verantwortung für neue finanzielle Not-maßnahmen außerhalb der regelmäßigen Budgetfestsetzungdurch das Parlament ablehnen müßten und daß eine staatlicheAktion zur Sanierung des Staatskredits nur durchführbarfei, im Zusammenhang mit der Wiederherstellung des Gleich -gewichts im Budget , daß diese Aktion also der künftigen Regie-rung und ihrer Mehrheit vorbehalten bleiben müsse.Nach diesem negativen Ausgang der Konferenz ist damit zurechnen, daß die Absicht Millerands und Poincares . den Rück-tritt der jetzigen Regierung bis zum 1 . Juni hinauszuschieben,nicht länger auftechterhalten werden kann. Denn mit derAnrufung der Führer der neuen Mehrheit hat Poincare ein-gestanden, daß er selbst nicht mehr den Anforderungen derpolitischen und wirtschaftlichen Lage gewachsen ist. Voraus -sichtlich wird der für heute, Donnerstag , einberufene Minister-rat eine dementsprechend« Entscheidung treffen.

*
WDB . Paris . 22. Mai . Die Morgenpresse bestätigt, daß inden gestrigen Besprechungen im Elysee von der außenpoliti»scheu Lage nicht die Rede gewesen sei. Nach dem „ Echo deParis " wird wegen ihres engen Zusammenhanges mit derFinanzpolitik jedoch heute vormittag die Reparationspolitt »* den Gegenstand einer Besprechung zwischen Herriot und Poin -rare am Quai d 'Orsay bilden. Am Freitag wird Heriot, denBlättern zufolge, nach Lyon zurückkehren , um dort bis zumEnde der Woche zu verbleiben.

Herriot «nd die Sozialisten
WDB . Paris , 22 . Mai . Das „Oeuvre " ist in der Lage, fest»zustellen , daß Herriot entschlossen sei. das Kabinett mit oderohne Sozialisten -zu bilden unter dem alleinigen Vorbehalte,daß diese die Verpflichtung übernehmen, seine Regierung zuunterstützen und einem vorher aufgestellten Programm zumErfolg zu verhelfen . Wenn die Sozialisten bereit seien, indas Kabinett einzutreten , werde er ihnen einen starken Ein-fluß einräumen . Seien sie dazu nicht bereit, so werde erein homogenes radikale? Kabinett bilden. 48 Stunden vor demZusammentritt des Sozialistenkongresses am 1. Juni werdeder Führer der radikalen Partei den Sozialisten den Wort-laut des Programms mitteilen , das er auf alle Fälle durch-zuführen entschlossen sei . Die Sozialisten könnten dann involler Kenntnis der Sache sich entschließen , ob sie es für oppor -tun halten , dieses Programm zu unterstützen und an seinerDurchführung gegebenenfalls als Mitglieder der Regierungmitzuwirken .

Das englische Arbeitslosengesetz angenommen. DaS limterhaus hat das Gesetz zur Änderung der Arbeusloseirve»ficherung in zweiter Lesung angenommen. Darin wird dieAuszahlung an Arbeitslose um 3 Shilling pro Woche erhöht.Kinder unter 14 Jahren fallen ebenfalls unter das Gesetz. —Die ZaU der Arbeitslosen in England betrug am 12. Mai1026 100. Dies bedeutet eine Abnahme um 14 560 gegen de»5. Mai und eine Abnahme um 259 523 gegen den 31 . Dezembe,1923.
Die sechswöchige Regierungskrise in Südslavie« endete, wieaus Belgrad gemeldet wird , mit der Wiederbetrauung Pasitsch »mit der Regierungsbildung . Die Wiederkehr der demissionier ,ten Regierung Pasitsch ist sicher. Die Regierungsminderheiinimmt an , Pasitsch werde bis Oktober ohne Parlament re

gieren . Die Opposition bereitet eine Kundgebung gegen dies,Lösung vor.
DaS amerikanische Einwanderungsgesetz. Nach einer Mel-

dung des „New flork Herald " aus Washington beabsichtigt Pia .,sident Coolidge das Einwanderungsgesetz. das mit Wirkun«.vom 1. Juli ds . Js . die Japaner von der Einwanderung nachden Bereinigten Staaten ausschließt, dem Kongreß mit eine*Botschaft zurückzugeben, in der Abänderung der Ausschlußbe
stimmung verlangt wird, so daß Japan darin keine Verletzungerblicken könne.

Der japanische Botschafter in Washington will infolge de»
Annahme der amerikanischen Einüvanderungsbill, ebenso, müdie amerikanische Botschafter in Tokio zurücktrete « und hat be»reits au keiner Demission die Ermächtigung aus Tokio erhalte«̂



politische Neuigkeiten
Der Arbeitskonflikt im Ruhrbergbau

Die vom Vorläufigen Reichswirtschaftsrat vorgeschlagenen
juristischen Sachverständigen hatten zur Abgabe ihre ?

Ncchtsgutachtens in dem Streite zwischen Zechenverband und
Bergarbeitern folgende Fage zu beantworten : „ Welche Ar -

beitszeit hat im Ruhrbergbau unter Tage nach Ablauf des

Manteltarifs und der Vereinbarung vom 29 . November 1923
am 1 . Mai 1924 zu Recht bestanden ? Das darauf abgegebene
Gutachten lautet :

„Am 1 . Mai 1924 war die Arbeitszeit in folgender Weise
geregelt : 1 . DieNormalarbeitszeit betrug 7 Stunden nach Matz -

gäbe des § 2 des Manteltari ^s , 2. Zugleich bestand die Ver -

pflichtung zur Leistung einer Überstunde nach Matzgabe des
Tarifabkommens vom 29 . November 1923 , 3. Bei der Schmie -

rigkeit der rechtlichen Beurteilung ist nicht anzunehmen , datz
die Weigerung der Arbeitnehmer zur Leistung der Überstunden
auf ein schuldhaftes vertragswidriges Verhalten zurückzufüh -
ren ist .

"

Die Sachverständigen werden zu diesem Gutachten eine Be »
gründung ausarbeiten , die der Öffentlichkeit gleichfalls mit -
geteilt werden wird . Reichs - und Staatskommissar Mehlich
hat die Parteien des Ruhrbergbaues auf Freitag vormittag
10 Uhr nach Essen zu einer Besprechung der zwischen ihnen
strittigen Fragen eingeladen . Man hofft , datz in diesen Be-
sprechungen der Ruhrkonflikt endgültig beigelegt wird .

Im Ruhrgebiet kam es zu blutigen Zusammensetzen auf
der Zeche „ Brasset " in Marl an der Lippe . 3000 Bergarbeiter
sprengten das Zechentor und vertrieben die Arbeitswilligen .
Es entwickelte sich ein heftiger Kampf mit der Polizei , der bis
gegen Mitternacht andauerte . Als nunmehr die Belgier ein -
griffen , wurde die Ruhe wieder hergestellt . Die Zeche wird
von den Belgiern besetzt gehalten .

*
Zur Beilegung des Konflikts im sächsischen Steinkohlenberg -

bau Haben am Mittwoch im sächsischen Arbeitsministerium zu
Dresden unter Vorsitz eines vom Reichsarbeitsministerium
bestellten Schlichters Berhandlungen stattgefunden . Die Ver -
Handlungen haben noch zu keinem Ergebnis geführt , sie wer -
den am Freitag fortgesetzt .

Zum Ausgang der Urabstimmung
in Hannover

Im hannoverschen Provinziallandtaq kam es zu erregten
Szenen wegen des Ergebnisses >der Vorabstimmung . Ms Ober -
Präsident Noske es begrüßte , datz die überwiegende Mehrheit
der Bevölkerung eine Abstimmung über die Bildung eines selb -
ständigen Landes Hannover abgelehnt hat und daran die Hoff -
nung knüpfte , datz auf die Monate leidenschaftlicher Auseinan¬
dersetzungen nun eine Zeit der Ruhe folgen werde , antworteten
die Welsen mit einem entschiedenen „Nein !" .

Tie Welfen gaben dann eine Erklärung ab , in der es heitzt,
datz sie die unter dem stärksten verfassungswidrigen Druck der
preutzischen Bohövder gefällte Vorabstimmung nicht als eine
ordnungsgemäße Abstimmung im Sinne der Reichsverfassung
anerkennen . Als Oberpräsident Noske darauf erwiderte , tvur -
den hdftige Zwischenrufe tout und bei der Aufforderung , die
Streitaxt zu begraben , da alle Deutschen auf Gedeih und Wer-
derb miteinander verbunden seien , rief ein Deutsch -Hanno -
veraner : „Das hätten Sie 1918 bedenken sollen ! " Noske ent -
gegnxte mit erhobener Stimme : „Sie haben zu schweigen ,
wenn ich spreche . Weiter erklärte Noske , er habe zwei Groß -
taten vollbracht , von denen noch die Geschichte sprechen werde ,
und ldas seien die Befreiung des Landes vom Bolschewismus
und die Erhaltung Hannovers bei Preutzen.

Der bayerische Innenminister Schweyer erklärt zu seinem an
die deutsch -hannoversche Partei gerichteten Schreiben :

„ Es ist diesem Privatbrief eine Bedeutung beigelegt worden ,
die ihm niemals zukommt . Ich Habe eine private Einlaidung ,
lin Hannover ein Referat zu übernehmen , in einem persönlichen
Privatsch -reiiben mit höflichem Dank abgelehnt , dabei allerdings
lür die Bestrebungen der förderativ gerichteten Partei eine ge-
wisse Sympathie zum Ausdruck gebracht . Weder die bayerische
Regierung noch die Bayerische Volkspartei haben mit diesem
Wrief etwas zu tun . Von einem Eingreifen des bayerischen
Innenministers in preutzische Angelegenheiten kann somit keine
Rede sein . Der Brief war nicht für die Öffentlichkeit bestimmt ;
seine Verwertung bei der Abstimmungspropaganda hat nicht in
meinem Sinne gelegen " .

Die „Bayerische Staatszeitung " schreibt in einem Artikel »
das offizielle Bayern lehne die hannoversche Art von Födera -
lismus ab , es wolle die Rückkehr zum Föderalismus Bis -
marcks . In Bayern gebe es Leute deren Föderalismus auf
nichts als einen Unitarismus mit neuer Gruppierung hinaus -
laufe " .

Das österreichische Finanzgesetz
Der österreichische Nationalrat nahm das Bundesfinanz -

gefetz in dritter Lesung an . Die Regierung legte in der Sit -
zung den Entwurf des neuen Zolltarifs vor . Dieser enthält
eine Reihe von Zollerhöhungen , die sich auf der mittleren
Linie halten , um dem Wunsche der verschiedenen Wirtschaft -
lichen Gruppen gerecht zu werden . Die bisher suspendierten
Lebensmittelzölle wurden im allgemeinen wieder eingeführt .
Sie sind jedoch gegenüber den Sätzen des bisher geltenden
allgemeinen Zolltarifs wesentlich niedriger . Die übrigen Zoll -
sätze wurden den besonderen , industriellen , gewerblichen und
kommerziellen Verhältnissen Österreichs angepatzt . So sind
beispielsweise die Rohstoffe durchweg zollfrei .

Ikurze Nacdricdten
Die Interalliierte Rheinlandkommission hat die 1., 2. und

3 . Stenernotverordnung im besetzten Gebiet unter bestimmten
Korbehalten zugelassen .

Waffenfund im Reichstag . Am Dienstag wurden anläßlich
einer Instandsetzung vom Heizpersonal in einem Raum der
Heizanlage , der seit Jahren nicht betreten worden ist, 13 Mili -
tärgewehre und ein Karabiner in verstaubtem Zustande ge-
funden worden , was darauf schlietzen lätzt , datz die Waffen
bereits seit der Besetzung des Hauses 1918 durch das söge-
nannte Regiment Reichstag dort lagen .

KahrS Gehaltsforderung . Einer Korrespondenzmeldung aus
München zufolge hat v . Kahr in einem Gesuch an das baye-
rische Kabinett erklärt , er könne nur dann von seinem Posten
zurücktreten w,enn er bis zum 65 . Lebensjahre das volle Gehalt
bekäme . Mit einer Pension von jährlich 7000 M . könne er nicht
leben .

Regierungsschwierigkeiten in Oldenburg . In Oldenburg hat
die Deutsche Volkspartei beschlossen, den Eintritt in eine große
Regierungskoalition abzulehnen . Zentrum , Demokraten und
Sozialdemokraten verfügen im jetzigen oldenburgischen Land -
tag über 30 Sitze , das ist annähernd eine Zweidrittelmehrheit .

Kadiscder Landtag
Politische Fragen im Haushaltsaueschuß

Der Vertreter der lib . Bolkspartci stellte am Dienstag
im Haushaltsausschuß den Antrag , die bekanntlich dem
Landtage vorliegenden Anträge auf Aufhebung des Ar -
beitsministeriums und die Neuverteilung des Geschäfts -
kreises der Ministerien sofort zur Beratung zu stellen , und
sie vor Eintritt in die sachliche Beratung des Etats zur
prinzipiellen Entscheidung zu bringen . Die Vertreter der
Deutschnationalen und des Landbundes unterstütztet ' die-
sen Antrag mit der Begründung , datz bei den einzelnen
Ministerien Titel in Betracht kommen , die im Zusammen -
hange mit den gestellten Anträgen , prinzipielle - Art seien.

Die Vertreter der Sozialdemokratie erklärten , datz die
Beratung der einzelnen Titel der Minister en kein Vor -
greifen gegenüber den Anträgen der lib . Volkspartei und
des Landbundes sei .

Der Sprecher des Zentrums bemerkte , datz zunächst die
wichtigsten Positionen des Etats zu beraten und die prin -

zipielle Entscheidung über die Anträge dann erst vorzu -

nehmen sei. Damit sei auch die politische Entscheidung in
Berlin , die Zusammensetzung und Bildung der neuen
Reichsregierung abzuwarten , und dann könne auch hier
entschieden werden .

Der Vertreter der Demokratischen Partei schloß sich die-

sen Ausführungen an . Der Vertreter der Kommunisten
erklärte , an diesem häuslichen Streite nicht interessiert zu
sein . In der nun folgenden Abstimmung , die Anträge
des Landbundes und der lib . Volkspartei sofort zu bera -
teN , wurde die sofortige Beratung mit 13 gegen 4 bei 1
enthaltender Stimme abgelehnt . Damit ist die Entschei-

dung über das Bestehenbleiben des Arbeitsministeriums
vertagt , bis zur politischen Entscheidung in Berlin .

Der Berichterstatter über das Ministerium des Innern

Im „Bad . Beob ." wird mitgeteilt , datz der Abg .
Schmidt -Karlsruhe , der Berichterstatter für das Ministe -
rium des Innern , einleitend im Haushaltsausschutz aus -

geführt hat .
Der Staatsvoranschlag weise verschiedentlich Verwal -

tungszweige auf , die sich selbst erhielten , also keine Zu¬
wendungen vom Staat erforderten , wie z . B . das Eich-

Wesen , das sogar einen Einnahmeüberschuß aufweise oder
einzelne Badestädte z . B . Baden und Dürrheim , die kein
Defizit und ferner die Heil - und Pflegeanstalten , die ein
verhältnismäßig kleines Defizit hätten . Der Berichter -

statter wünschte eine genaue Aufstellung im absoluten
Zahlen über den Beamtenabbau . Das normale Aufrücken
der Beamten nach Fähigkeit und Dienstalter wurde für
durchaus wünschenswert erachtet ; es dürfe aber nicht vor -
kommen , daß durch den vorzeitigen Abbau älterer Benm -
ter jüngere früher als sonst aufrückten . Ferner fragte der
Berichterstatter , wie die Regierung das Sperrgesetz bei
großen Städten durchgeführt habe . Das Ministerium
konnte hier nicht auf große Erfolge hinweisen . Die
Tendenz der großen Städte , ihre wichtigsten Beamten
besonders hoch zu besolden , sei alte Gepflogenheit . Die
Gemeinden würden ja in Zukunft die Verantwortung für
ihre Finanzwirtschast wieder in erhöhtem Maße selbst zu
tragen haben . Auch ein Zentrumsredner war der Ansicht,
daß die Städte bei gewissen verantwortungsvollen Po -

sten und bei Leitern großer Werke nach dem Grundsatz
höchster Leistungen bei angemessener Besoldung handeln
mutzten . Allerdings sei es in vielen Gemeinden vorge -
kommen , datz sie auf Grund der Reichszuschüsse eine Be -

soldung durchgeführt haben , die sie jetzt nicht mehr auf -

recht erhalten können .

Kursdifferenzen bei der Landabgab ?
Vor seinem Eintritt in die Beratung des Staatsvoran -

schlages für das Ministerium des Innern hat der Haus¬
haltsausschutz einem Antrag Tnffner (Ztr .) über die
Kursdifferenzen bei der Landabgabe beraten . Dabei wurde
u . a. mitgeteilt , datz viele Landwirte , die in der Zeit der
Inflation letztes Jahr glaubten , durch Banküberweisung
ihre Schuld an Landabgabe bezahlt zu haben , nun von den
Finanzämtern Nachträge auf Zahlung der Kursdifferen -

zen zwischen Einzahlungstag und Gutschriftstag erhielten ,
und daß die Banken teilweise bis zu 14 Tagen brauch -
ten , um die Gutschristen für die Finanzämter zu tätigen ,
in der Zwischenzeit der fortschreitenden Inflation mit
dem eingezahlten Gelde aber „arbeiten " konnten . Der An -
trag Duffner wurde in folgender Form einstimmig ange -
nommen :

„Der Haushaltsausschuß beantragt , der Land -

tag wolle beschließen, die Regierung zu ersuchen,
beim Reichsfinanzministerium alsbald Schritte zu tun ,
daß bei etwaigen Kursdifferenzen zwischen Anzahlung
und Buchung Nacherhebungen von Landabgabe unter -
bleiben und daß im Widerspruch hiermit erfolgte oder
erfolgende Nacherhebungen auf die Reichsvermögens -
stener angerechnet und gegebenenfalls rückerstattet
werden .

"
Der Ausschuß war der einstimmigen Ansicht, daß es für

den Staat weit erträglicher sei, wenn die Finanzämter
mit der Neuveranlagung der großen Steuerzahler sich bc-
schäftigen würden , als noch ein paar Goldmark aus den
Inflationszeiten durch Betreiburg hereinzubringen .

Die staatliche Kontrolle im Handel
Der deutschnationale Abg . Schneider hat mit seiner

Fraktion im Landtag folgenden Antrag eingereicht : „Wir
beantragen : 1 . Einem besonderen Beamten die Handels -
aufsieht wieder erneut zu übertragen und 2 . den seitheri -

gen , mit diesen Obliegenheiten betrauten Beamten Stei -

ger wieder anzustellen .
"

Im Rechtspflegeausschutz wurde dieser Antrag ain
Dienstag nachmittag behandelt . Der Berichterstatter Abg .

Rückert (Soz .) schlug vor , nachdem er eine Übersicht über
die Entwicklung der staatlichen Kontrolls im Handsl in
den letzten Jahrzehnten gegeben hatte , den ersten Pun ?t
des Antrages anzunehmen , den zweiten abzulehnen . Tie
Zahl der Angestellten im Handelsgsverbe ' ei viel rascher
gestiegen , wie die Zahl der Arbeiter , daher bedürfe man
der ständigen Kontrolle .

Tie Debatte ergab keine wesentlichen Gegensätze . Es
wurde u . a. darauf hingewiesen , daß speziell in den klei-
neren Städten die Handelslehrlinge nicht immer gut be-
handelt würden . Auch die Sonntagsarbeit gewinne wie-
der die Oberhand und im Kleinhandel werde viel gesun,
digt .

Der Arbeitsminister teilte noch mit , daß der bisherige
Beamte für die Handelsaufsicht abgebaut und seine Funk -
tionen von der Gewerbeinspektion übernommen worden
sei. Es müsse eben wieder eine besondere Stelle im Vor-
anschlag gefordert werden . (Dem HaushaltSausschuß , wel¬
cher zur Zeit den Voranschlag berät , soll entsprechende An-
regung gegeben werden .) Der Antrag des Bcrichterstat -
ters wurde mit allen gegen 1 Stimme angenommen , de:
Punkt 2 vom Antragsteller zurückgezogen .

*
„Parlamentarischer Hochbetrieb " . In der gestrigen Notiz

unter dieser Spitzmarke ist infolge eines Druckfehlers bei den
Landtagsarbeiten nur von einer einwöchigen Pause infolge
der Reichstagswahlen die Rede . Es mutz selbstverständlich
vierwöchentliche Pause heitzen , da der Landtag bereits Anfang
April seine letzten Sitzungen hielt und erst nach der Reichs-
tagswahl wieder zusammentrat .

Landesstatistik . Dem gestrigen Auszuge aus dem Staats -
voranschlage auf S . 1 ist anzufügen : „ Die auf 1 . April 1924
eingestellten monatlichen „Statistischen Mitteilungen ' sollen
in einer gekürzten Form in Vierteljahresnummern wieder er»
scheinen . Außerdem soll das Statistische Jahrbuch für die
Kriegs - und Nachkriegsjahre in einem beschränkten Umst . ng
von etwa 100 Seiten herausgegeben werden . In der Aufor »
derung sind autzerdem 3000 GM . für Veröffentlichung der
Reichstagswahlergebnisse vorgesehen ."

Oadiscder Ilndustrie - und Ibandelstag
Unmittelbar vor der Tagung der Landeszentrale des badi-

schen Einzelhandels hatte der Einzelhandelsausschuh des da-
dischen Industrie - und Handelstags am 9. Mai nach Baden .
Baden seine Mitglieder zu einer Sitzung zufammengeoeten ,
der als Vertreter der Regierung Oberregierungsrat Stehber »
ger anwohnte . >z

Der Vorsitzende , Handelskammerpräsident Gradmann -Kon-
stanz begrützte die Erschienenen . Nachdem Handelskammer -
Präsident Direktor Nicolai im Namen der Handelskammer
Karlsruhe , Vizepräsident Rothschild im Namen des badischen
Industrie - und Handelstags , und Herr Schäfer im Namen des
Einzelhandels Baden -Badens die Anwesenden begrützt hatten ,
leitete der Vorsitzende zunächst eine Aussprache über die
grundsätzliche Stellung des Einzelhandels zu den Handelskam -
mern ein . Es konnte übereinstimmend festgestellt werden ,
datz der badische Einzelhandel Bestrebungen auf gesonderte
öffentlich -rechtliche Vertretungen des Einzelhandels , wie sie
in anderen Teilen des Reiches bemerkbar geworden sind, ein-
stimmig verurteilt und sich auf den Standpunkt stellt , datz eine
Zersplitterung der Wirtschaftsvertretungen nicht zu einer
Stärkung , sondern zu einer Schwächung führen mützte . Die
Handelskammern sind nach wie vor als einzige geschlossene
Vertretung des Wirtschaftslebens nach autzen hin anzusehen .

Herr Dr . Krieger -Mannheim berichtete über den Antrag des
Landesverbandes reisender Gewerbetreibender Badens auf
Vertretung in den Einzelhandelsausschüssen der Handelskam -
mern . Dem Antrag des Berichterstatters zufolge , entschied
sich der Einzelhandelsausschutz dafür , zu erklären , datz lerne
sachliche Veranlassung vorliegt , Wandergewerbetreibende rm-
ter die Mitglieder der Handelskammern bzw . der Einzelhan -
delsausschüsse aufzunehmen , nachdem hierzu auch die formale
Voraussetzungen nach Artikel 4 und 5 des Handelskammer¬
gesetzes fehlen . Anderseits erklären sich die Einzelhandels -
ausschüsse aber bereit , in Fragen des Wandergewerbes keiner -
lei Beschlüsse zu fassen , ohne mit der Organisation der Wan -
dergewerbetreibenden selbst Fühlung genommen zu haben .

Zur Fortsetzung des Abbaues der Zwangswirtschaft sprach
Herr Lanz -Heidelberg . Die Versammlung nahm einstimmig
eine Resolution an , die von der Regierung den beschleunigten
Abbau aller nicht mehr zeitgemäßen Kriegs - und Nachkriegs¬
verordnungen , insbesondere . der Preistreibereiverordnung , so«
wie der Verordnungen über Handelsbeschränkungen (II . Ab¬
schnitt Preisschilder und Preisverzeichnisse ) Notstandsversor -

gung und Preisprüfungsstellen verlangt . Diese Verordnun -

gen und Stellen sind durch die Stabilisierung der Wirtschaft

, und das freie Spiel der Kräfte heute überflüssig geworden u.
bedeuten nur noch eine ungerechtfertigte Ausnahme îehand«

j luug des Einzelhandels . Allerdings mutz die Erhaltung dtt
' mit so grotzen Opfern erreichten Stabilisierung höchste Auf«

gäbe aller Faktoren der Wirtschaft und Gesetzgebung Kleina ,
wenn nicht die gesamte Wirtschaft gefährdet werden soll, * nf

Antrag des Herrn Alsborg -Mannheim wurde deshalb zu die«

sem Punkt der Tagesordnung noch eine Resolution angeno « »

men , in der dankbar anerkannt wird , datz die Aentenma »
dem Wirtschaftsleben eine gewisse Beruhiguna ~

y h '̂ 'e'

rung gebracht hat . Die Fortdauer dieses Zustandes ist jedoch
davon abhängig , datz die Rentenmark auch füaitie ?bne ;

*'lf

Einschränkung als vollwertiges Zahlungsmittel angenommen
wird . Es wird mit Bedauern festgestellt , datz neuerdings » tc

seranten und Lieferantenverbände Zahlungsbedingungen
(z. B . Disparitätsvorbehalte ) stellen , die das mit der Renten -

mark erstrebte Ziel schwer bedrohen . Die badische Regierung
wird dringend ersucht , sich mit aller Entschiedenheit dafür ein «

zusetzen , datz eine Inflation der Rentenmark um jeden
vermieden wird . .

In seinem Bericht über die Selbstversorgung von Jnduflr
« nd Gemeinden erinnert Herr Dr . Krieger - Mannheim an ?
bei früheren Gelegenheiten schon kundgegebene grundsätzlich»

Stellung der Handelskammern und des badischen und den

schen Industrie - und Handelstages . Nach Lage der Sß .
kann nur durch weitere Aufklärung das Verhältnis
den einzelnen Wirtschaftsgruppen so gebessert werden , datz ^
dustriefirmen von dem ihnen wesensftemden Handel mtt
tikeln des täglichen Bedarfes Abstand nehmen und dem ■ ,

zelhandel die Versorgung der Verbraucher überlassen .

Antrag des Herrn Lanz -Heidelberg wurde eine Resotu •

angenommen , in der die bedauerliche Feststellung ge " >.
wird , datz trotz aller wiederholten Beschlüsse des deutschen ^
dustrie - und Handelstages und fast aller Handelskammer
direkte Versorgung der Werksangehörigen seitens der

strie noch in vielen Bezirken in erheblichem Umfange
geführt wird . Die große Erregung des Einzelhandels ^
dieses unbillige Verhalten einzelner Industrieller ' atzt o»

^
fürchtung zu, datz dadurch die Entftemdung der
gruppen immer größer wird , ja datz schwere !-wiri ^
kämpse daraus entstehen können . Im Interesse . u ^ t
schaftsfriedenö wird auf diese Gefahren nochmals auf » . ..



gemocht, um die Industrie zur Aufgabe dies« BersorgungS-
Politik zu veranlagen . Die Industrie hat umsoweniger An -
loh ZU solchen direkten Bezügen , da der Einzelhandel die Be-
lieferung zu den gleichen Preisen zu übernehmen in der Lage
' ^

illber Rabatte und Zugabewesen berichtete Herr Dr . Krie-
»«« -Karlsruhe . An einzelnen Plätzen beginnt die Sitte , mit
derartigen Lockmitteln zu arbeiten , wieder stark aufzuleben .
Nach dem Antrage des Berichterstatters , soll durch Aufsätze in
der Tagespresse über die Nachteile von Rabatten und Zugaben
Aufklärung gegeben werden. Die Bekämpfung dieser bedenk -
lichen Art , Kunden zu werben, wird in der Hauptsache Sache
der Fachorgane sein.

Nachdem noch das Tumultschädengesetz, das in seiner gegen-
wärtigen Fassung die Haftung des Reiches und der Länder
für durch Unruhen entstandene Schäden so gut wie ganz ab-
lehnt, ferner die von einzelnen Finanzämtern willkürlich er-
dobenen Nachforderungen zur Einkommensteuer für 1923
und die einheitliche Regelung der Berkehrssteuer <Beherber -
gungssteuer) kurz behandelt worden waren , konnte der Vor»
fitzende die Versammlung schließen .

Badischer »irüppelfi 'trsorgevcrein
Am Samstag , den 10. Mai fand im Rathaus in Heidelberg

wie schon kurz gemeldet, die gutbesuchte Landesversammlung
des Badischen Krüppelfürsorgevereins statt . Der von der Ge¬
schäftsführern erstattete Tätigkeitsbericht zeigte, das; der Verei
Im abgelaufenen Jahr trotz der stets 'wachsenden Geldentwer -
hing , die es fast unmöglich machte , die nötigen Mittel auszu -
bringen , die offene Fürsorge so weit wie möglich ausdehnte . —
Das Ministerium des Kultus und Unterrichts hatte , einer An-
regung des Vereins folgend einen Erlaß ergehen lassen mit der
Bestimmung, alle krüppelhaften Schulkinder dem Verein zu
melden , wodurch es möglich wird , ihnen allen die nötige Für -
sorge angodeihen zu lassen . — Um allen Krüppeln , Erwachsenen
wie Kindern , den Weg zu weisen, wurden an zentral gelegenen
Orten einzelner Bezirke Beratungsstunden abgehalten , die dazu
dienen sollen , das Mißtrauen und die Gleichgültigkeit in der
Bevölkerung zu bekämpfen, sie bekannt zu machen mit den Hei-
lungsmöglichkeiten, ihnen beizustehen bei der Berufswahl usw.
Bisher wurden in 5 Beratungsstunden 188 Krüppel untersucht
und beraten .

jJm übrigen fand die Fürsorgetätigkeit größtenteils auf
schriftlichem Wege statt : Wo es nötig war und so weit die Mit -
fei reichten , wurden Kostenzuschüsse gewährt , Auskunft und
Rat erteilt , Krüppel in Kliniken und Krüppelheimen unterge -
bracht , Lehrstellen und Arbeit vermittelt . —

Aus dem vom Rechner erstatteten Kassenbericht geht hervor,
daß das Vereinsverinögen durch die Geldentwertung vollkom¬
men zusammengeschmolzen war . Erfreulicherweise aber flie¬
ßen dem Verein im neuen Jahre reichlich Mittel zu von Einzel -
Personen , Gemeinden , Kreisen , wobei cm erster Stelle der Kreis
Mannheim steht , der in Anerkennung , der Wichtigkeit der Krüp -
pelfürsorge dem Verein für das neue Jahr 10 000 M . überwie¬
sen hat , fo >daß der Verein wieder in >der Lage ist, an ihn ge-
richtete Gesuche um Beihilfen bei Heilbehandlungen . Apparat -
beschasfung usw. zu befriedigen.

Alle Teilnehmer an der Landesversammlung hatten wohl
den Eindruck, daß die Arbeit, die hier geleistet wird , eine not-
wendige ist , und daß sie wärmste Unterstützung von allen Seiten
verdient.

Aufruf des auf Papiermark lautende«
Eisenbahnnotgeldes

Der Reichsminister der Finanzen hat mit Einverständnisdes Reichsverkehrsministers das auf Papiermark lautende
Rotgeld der Deutschen Reichsbahn und die Gutscheine der
Reichsbahndirektionen mit Einlösungsfrist bis zum 16. Juni
1934 aufgerufen . Der Umtausch gegen andere Zahlinittel er -
folgt innerhalb dieser Zeit bei allen Eisenbahnkassen. Nach dem
16 . Juni erfolgt die Einlösung nur noch bei d>er Hauptkasse der
Reichsbahndirektion Berlin bis zum 16. Jiuli 1024 .

Das auf Dollar und Goldmark lautende wertbeständige Not-
geld der Deutschen Reichsbahn bleibt in vollem Umfange bis
auf weiteres im Umlauf und wird vom Aufruf nicht berührt .

Bon der Landesversammlung des Vereins
„ Badische Heimat"

Die Landesversammlung des Vereins Badische Heima' tn
Lörrach nahm am Sonntag ihren Fortgang .

Bon 10 bis 1 Uhr fanden Führungen durch die Lörracher
Heimatmuseen und die derzeitige Gemäldeausstellung meh-
rerer Maler statt . Von 11 Uhr veranstaltete die Stadtmusik
Lörrach in den Hebel-Anlagen ein Promenadenkonzert . Nach
einem gemeinsamen Mittagessen der Gäste im Hirschen begannum 3 Uhr im Hirschensaal eine Mitgliederversammlung mit
einer reichhaltigen Tagesordnung . Neben den übrigen Ver-
einsangelegenheiten, wie Geschäftsbericht, Entlastung des
Rechners usw ., kurze Referate von Prof . Dr . Hans Rott - Karis -
ruhe über Heimatmuseen , von Kunstmaler Metzger-Werlingen"über das sehr zeitgemäße Thema „ Kriegserinnerungen ", wo-
bei er besonders Verirrungen und Geschmacklosigkeiten der
Kriegerehrungen in manchen Orten durch Denkmäler und Ta -

i' fefn bloßstellte, Prof . Dr . Eugen Fehrle -Heidelberg über
Volkskunde und Rektor Mahler -Schopfheim über Naturschutz
gehalten . Der seitherige Vorsitzende , Prof . Fischer -Freiburg ,und die Ausschußmitglieder wurden wiedergewählt , jedoch er-
folgte eine Vermehrung der Mitglieder , sowohl des Vorstan¬des, wie auch des Ausschusses .Als nächster Tagungsort wird Pforzheim gewählt und für1926 infolge Anregung seitens der Konstanzer Mitglieder
nach dieser Bodenseestadt. Am Abend hielt Prof . Eugen Fi -
scher -Freibucg einen Vortrag über die Familienforschung und
Vererbung. Mit einem Ausflug nach Kandern , wo eine Be-
Nchtigung des dortigen Heimatmuseums stattfindet , und nachOher- und Niedereggenen fand die Tagung am Montag ihren
Abschluß. ^

Hagelversicherung
PA . Zur Förderung der Hagelversicherung in Baden hatte

J®1 Jahre 1900 das Ministerium des Innern mit der größtendeutschen HagelversicherungÄgesellschvft , der Norddeutschen Ha-
^ -Versicherungsgesellschaftaus Gegenseitigkeit in Berlin , eine
Übereinkunft abgeschlossen , die äußerst segensreich sich aus -

Im verflossenen Jahr hat der Verwaltnngsrat dieser
Gesellschaft eine Gesellschaft auf Aktien ins Leben gerufen . Die
Ate Gegenseitigkeitsgesellschaftsollte für den ferneren Ge-
Mäftsbetrieb zunächst ausscheiden, die Beamten und Agenten? >ttden zur Aktiengesellschaft übergeführt . Di« Generalver -
«wnmlungen von Februar und März ds . Js . wünschten die alte
^ Uenfeitigkeitsgefellschafi wieder voll ins Leben treten zuWen . Nach dem Beschluß des Verwaltunasrates vom 11 . Aprilarbeiten zunächst für das Geschäftsjahr 1924 die Aktien-»"d die Gegenseitigkeitsgesellschaft unter einheitlicher Verwal -

nebeneinander .Tvs Ministerium des Innern ist nach eingehender Prüfung
Sachlage zu dem Entschluß gekommen, für das Fahr 1924

2L1' wi Aktiengesellschaft ^Norddeutsche Hagelversichernn gs-
«^ "°Gef«llschast in Berlin) ein » Übereinkunft über die ver -Ba bischen Landwirte abzuschließen . Die Itberein-«infi übernimmt die wesentlichsten Bestimmungen aus der

alten Übereinkunft. Die Gesellschaft verpflichtet sich , sämtlichevadische Landwirte auf Ansuchen zu versichern , zu den Scha .
denwbschätzungen badische Schätzer zuzuziehen und Klagen ge-gen Versicherte nur in Karlsrühe aichängig zu machen . Die
Prämierrtarifierunq erfolgt nach denbisherigen Grundsätzen ,vor ,eder Neufestsetzung muß das Ministerium des InnerngeHort werden . Die für 1924 aufgestellten Prämien für Badenkönnen als günstig bezeichnet werden. Auch zur Weiterfü ^-rung der Giemeindevxrsicherungin Baden hat sich die Gesell-schafr verstanden ; zur Aibbürdung der dadurch entstehendenMehrkosten für Verwaltung ist die Gewährung eines Staats -
zuschusses an die Gesellschaft in Aussicht genommen.An den badischen Landwirten liegt es jetzt, von der gebotenenGelegenheit Gebrauch zu machen und bei der Gesellschaft ihreVersicherungsanträge zu stellen .

kommunale TRunöscbau
Baupläne in HeidelbergDie Stadtverwaltung hatte in einem der ersten Kriegsjahredas Hotel Prinz Karl gegenüber dem Rathaus übernommen ,um dort städtische Aemter unterzubringen . Nachdem sich jetztein Mangel an Hotels bemerkbar macht , soll die Stadt , der

„Heidelb. N. N. " zufolge, die Absicht haben, den „Prinz Karl "
wieder zu verkaufen. Interessent ist eine Hotelgesellschaft, diedas Gebäude so bald wie möglich wieder zum Hotel umgestal -ten würde . Da aber die Sladt die zahlreichen Büros an an¬derer Stelle unterbringen müßte , so hat man daran gedacht ,für das Hotel die beiden neben dem Rathaus liegenden Ge-bäude in der Hauptstraße abzureißen und in der Art desRathauses wieder aufzubauen , also dem Rathaus anzuglie -dern . Weiter beabsichtigt man , eine Art Volkshaus zu er-bauen , in dem Räume für die Jugendverbände , für die damit
zusammenhängenden Aufgaben der Jugendpflege und unterUmständen auch für eine Lesehalle oder ähnliches geschaffenwerden sollen . Ein dritter Plan ist die Erweiterung unseresFriedhofs am Steigerweg durch einen Waldsricdhof. Diedritte Neckarbrücke steht bekanntlich im städtischen Programm .Da voraussichtlich schon im kommenden Jahre der Neckar amStauwehr oberhalb der Wieblinger Eisenbahnbrücke aufgestautwird und dann am Standort der künftigen Brücke der Wasser-stand um einige Meter höher sein wird, so erhebt sich dieFrage , ob es nicht zweckmäßiger und vor allem auch erheblichbilliger ist, die Brücke noch vor der Stauung zu bauen . Biszum Frühjahr 1925 müßten dann wenigstens die Pfeilerfertig sein . Das alles sind noch unsicher umrissene Pläne .Vielleicht aber nehmen sie nicht alle schon in nächster Zeitfestere Gestalt an.

Der Theaterumbau in Pforzheim macht rasche Fortschritte ,so daß das „Schauspielhaus " , wie es in Zukunft heißen wird,zu Beginn der neuen Spieleit fertig dastehen dürfte .
Der Stadtrat Freiburg i. Br . stimmte, wie uns zu unsererkürzlich gebrachten Nachricht mitgeteilt wird , lediglich der ko-stenlosen Bereitstellung eines Platzes beim Stadtgarten an denVerein ehemaliger 113er zur Errichtung eines Denkmals derim Weltkrieg gefallenen Regimentsangehörigen grundsätzlich —

vorbehaltlich der Genehmigung des Projekts selbst — zu.Der Bürgerausschuß Furtwangen beschloß ein Darlehen von1 Million Goldmark aufzunehmen, um über die gegenwärtigeGeldknappheit hinwegzukommen. Die Verteilung des Darle¬hens , das etwa 915 000 M . nach Abzug von Spesen und Pro -
Vision beträgt , würde ungefähr .folgendermaßen vorgenommenwerden : Industrie 600 000 M . , Sparkasse zur Befriedigung vonHandel , Gewerbe und Einzelpersonen 250 OOO M . und Stadt¬gemeinde 65000 M.

Das Elzwerkprojekt. Die elektrowirtschastliche Vereinigungzur Förderung der Bestrebungen der Stadt Freiburg i. Br .bezüglich der Errichtung eines Wasserkraftwerkes, die zu Be-ginn dieses Monats im Restaurant Fahnenberg tagte , nahmmit Bedauern von dem schleppenden Gang der Verhandlun -
gen mit der Regierung und dem Badenwerk Kenntnis , durchden die Erstellung des Kraftwerkes in Frage gestellt ist. Eswurde ein Beschluß gefaßt, den Stadtrat zu ersuchen, die
Verhandlung mit der Regierung und dem Badenwerk mit al -ler Energie wieder aufzunehmen , damit das Elzwerkprojekt
endlich aus dem Stadium der Verhandlungen und Vorprojekteherauskommt und der Bau des Werkes in Angriff genommen

Aus der Landeshauptstadt
Beschädigung am französischen Konsulat. In der Nacht von

Dienstag auf Mittwoch, zwischen 2 und 3 Uhr , wurde am Hausedes französischen Konsulats hier , von unbekannten Tätern das
Wappenschild des Konsulats beschädigt und das Messing-Tür¬
schild gestohlen. Die Kriminialpolizei hat die Strafverfolgung ?aufgenommen . Weiter« polizeiliche Maßnahmen sind getroffen .Der Vorfall gibt Veranlassung , vor derartigen ebenso unver -
antwortlichen , wie törichten Ausschreitungen, deren Schadenaus Mitteln des Landes wieder gutgemacht werden muß , aufseindringlichste zu warnen .

Die zu Pfingsten gelösten Sonntagssahrkarten gelten vom 6.Juni 12 Uhr mittags bis 9. Juni und tönnen innerhalb dieserGültigkeitsdauer unbeschränkt , sowohl zur Hin - als zur Rück-
fahrt benutzt werden. — Vom 1 . Juni ab wird die Vorausbestel -
iungssrist für Bettkarten der Reichsbahn und der Mitropa -
kurfe von 4 auf 7 Tage verlängert .

Todesfall. Im Alter von 72 Jahren ist nach längerem,schweren Leiden der Schauspieler Wilhelm Wassermann ge-
storben. Er war über ein Menschenalter lang ein ersterSchauspieler des Karlsruher Hoftheaters .

Rotstandshilfe. Zur Linderung der ersten Not, hat das Prä -
sidium des Badischen Kriegerbundes den durch die schrecklicheHochwasserkatastrophebetroffenen Kameraden feiner Verbands -vereine, den Militärvereinen Mundelfingen , Achdorf , Afelfin-
gen , Blumberg und Grimmelshofen eine Gabe von 1000 M.
durch die Gauvorsitzenden überwiesen. Diese Mittel konnten
der aus den Mitgliederbeiträgen gespeisten besonderen «Not-
standskasse" entnommen werden, die damit ihre Daseinsberech-
tigung wiederum glänzend bewiesen hat. Möge dieses Beispiel
opferwilliger Hilfsbereitschaft auch in weiteren Kreisen Nach-
ahmung , finden.

Bad . Landestheater . Am Freitag, den 23 . d . M. findet die
erste diesjährige Aufführung von Richard Strauß dreiaktiger
komischer Oper „Der Rosenkavalier" statt. Die musikalischeLeitung hat Staatskapellmeister Lorentz , die szenische Lei-
tung Oberregisseur Bussard. Die Hauptpartien liegen in Hän -den der Damen Jracema -Brügelmann , Goldau , Mosel-Tom -
schik, Rys und Stechert, sowie der Herren Bussard, Glaß , Gor -
kom (a . G.) und Peters . Beginn der Vorstellung 7 Uhr. —
Am Sonntag , den 25 . d. M ., findet die letzte diesjährige Wie-
derholung von Richard Wagners „Tristan und Isolde ." stattunter musikalischer Leitung des Operndirektors Cortolezis undunter Spielleitung des Oberregisseurs Bussard. Die Beset-
zung ist die gleiche wie bei der letzten Aufführung . Beginnder Vorstellung 5H Uhr (nicht wie bereits bekanntgegeben
K Uhr ) . — Dem Schauspieler Max Schneider wurde in An-
erkennung seiner künstlerischen Leistungen vom Ministeriumdes Kultus und Unterrichts mit Zustimmung des Verwat -
tüngsrats die Amtsbezeichnung Staatsschauspieler verliehen .

Biurze Äscdricbten aus Kaden
Heidelberg , A . Mai. über ein Riesenmeteor , das am Sonnta »nachmittag um 2 . 15 Uhr niederging, liegt jetzt eine Reihe voitzBeobachtungen vor . In Heidelbera wurde das Meteor bei hellqstein Sonnenschein als silberne Maznesiumrakete mit absprü^henden Funken beobachtet , ebenso in Heiligkreuzsteinach, von,wo gemeldet wird , daß die Kugel von Osten nach Westen in an-scheinender Höhe von 500 Meter flog . Sie machte den Eindruckwie ein kleines Torpedo und hinterließ einen weiß-grünenSchweif . Aus Erbach wird gemeldet, daß in den Grenzgebietendes dadischen und bayerischen Qdenwaldes die Meteorerschei-nung mit einem so heftigen , donnerähnlichen Geräusch verbun-den war , daß man glaubte, die Glanzstoffabrik in Obernburgin Bayern fei in die Luft geflogen. Das Geräusch war auchin Obernburg gehört worden, und auf Anfrage beim WolffschenTelegraphenbureau in Frankfurt a . M . hört « man , daß das Ge-

räusch wahrscheinlich auf außergewöhnlich starke Sprengungender Franzosen im besetzten Gebiete herrühre . Auch aus Würz -
bürg liegen Beobachtungsmeldungen vor . ebenso aus dem«
Spessartgebiet , wo die Feuerkugel in Richtung von Norden nachSüden und unter starken Detonationserscheinungen wahrge»
nommen wurde .

* Lautenbach im Renchtal, 21 . Mai . Die Freiwillige Feuerewehr feiert am nächsten Sonntag das 30 jährige Stiftungsfest !.
Donaueschingen, 20 . Mai . Das „Donaueschinger Tageblatt "'

bringt einen Notruf der Gemeinden Aselfingen und Mündel -
fingen , in welchem die Hilfsbereitschaft der Nachbargemein»den und der benachbarten Bezirke für die durch die Unwetter-
katastrophe schwer heimgesuchten beiden Ortschaften angerufenwird . Geldspenden werden von der Sparkasse in Donau -
eschingen und Bonndorf , sowie von den Banken in Donau -
eschingen und den Bürgermeisterämtern Afelfingen und Mun -
delfingen angenommen . Auch die Geschäftsstelle des Donau «
eschinger Tageblattes nimmt Spenden für die durch das Uli« ,Wetter Geschädigten entgegen.

Ludwigshafen a. Rh . , 21 . Mai . Die Leitung der Badischen
Anilin - und Sodafabrik hatte für gestern Abend einen Kreis
Gäste ins Siemenshaus nach Mannheim zu einem interssan?
ten , aus streng wissenschaftlichen Grundlagen aufgebauten
Filmvortrag eingeladen . Zur Vorführung gelangten : 1 . An«
sichten der Stickstoffwerke Oppau und Merseburg ; 2. Filme ,in denen die ganze Wachstumsperiode verschiedener Pflan -
zen vom Einsetzen des Samenkorns bis zur Reise, sowie daS
Aufblühen von Mumen usw . gezeigt wurde.

DZ . Lechtingen a. K., 19. Mai . Am 17 . Mai starb hier
wohl die älteste Frau des ganzen badischen Landes, FrauKaroline Nadler Witwe, im Alter von 100 Jahren und 9 Mo-
naten . Die Greisin war geistig und körperlich noch verhält -
nismäßig wohl und schied aus dem Leben , ohne eigentlichkrank zu sein.

* Schluchsee , 22. Mai . Wie wir von zuständiger Stelle er¬
fahren , ist die von dem „ Echo vom Hochfirst " verbreitete Mel«
dung von einem Unglück im sag. Lochbach-Stollen vollkommen
aus der Luft gegriffen . Es hat sich dort kein Unglück irgend?
welcher Art ' ereignet .

Dandel und Mirtsckakt
Berliner Devisennotierungen

in Millionen Mark

Amsterdam . .
Kopenhagen
Italien . . .
London . . .
Newyork . . .
Paris . . . .
Schweiz . . .
Prag . . . .
Wien <100 flroiten)

Di« ll«m« Zifscr

22 . Mai 21. Mai
B-ld Brief Selb »rief

1576 000 1584 000 " 1576000 1584 000 '
716 200 719 800 10 716 200 719 800 101187 500 188 5001M 188 000 189000' °®

18 405 000 18 495 000 » 18405 000 18 495 000 '
4190 000 4 210 500 8 4 190 000 4210 500 *

238 400 239 600 '°° 229 400 230600' °°
745100 749 900 » 745 100 748 900 20
124 600 125 400 -°« 125 600 126 400 *
59 300 59 700 ' °° 59 800 60 200 ' °*

lxdeutkt die Zuteilung in

Wertbeständige Anlagen
Zur Anlage für Mündelgelder und als wertbeständige Effekte»

sind zugelassen :
Letzter Kurs : (in Billionen Mark)

5°/. Badische Kohlenwert-Anleihe ca. 10,56°/0 Mannheimer Koh .e.iwert-Anleihe . . . . ca 9,55°/0 Rhein -Main -Donau -Gold- Anleihe . . . . ca. 1,757°/0 Neckarwerke Goldanleihe ca. 1,25% Preußische Kali-Anleihe pro 100 Kg . . . ca. 2
5 "/„ Sächsische Roggen-Anleihe pro Ztr . . . . ca. 2,55% Süddeutsche Festwertbank-Oblig ca. 1,2
Dollarschatzanweisungen des Deutschen Reichs ca. 7KProzGoldanleihe d . Deutschen Reiches . . . . ca . 4,2

Karlsruher Börse. 21 . Mai 1924. Abteilung Getreide, Mehlund Futtermittel , © e lustlose Stimmung hält weiter an undes zeigt sich allgemein Verkaufsneigung . Weizen 18,50, Roggen14,50—15 , Braugerste 17,25—18, Hafer 14,50- 15,25 , Mais
ohne Sack 18,50—19, Weizenmehl Mühlenforderung 28,25 , Rog¬genmehl Mühle nforderung 24, Mehl aus zweiter Hand billigererhältlich. Weizenfuttermehl 11—11,50, Weizenkleie 9,50—10
alles per 100 Kilo , Mehl und Mühlenfabrikate mit, Getreide
ohne Sack, Frachtparität Karlsruhe . Rauhfuttermittel : losesWiesenheu , gut , gesund trocken 9.50—10, Weizen -RoggeNstroh ,drahtgepreßt 5—6,50, alles per 100 Kilo, Frachtparität Karls -
ruhe . Abteilung Weine und Spirituosen . Die andauernde
sehr gespannte Geldlage verhindert nach wie vor den Abschluß
auch nur nennenswerter Geschäfte . Die Preise sind weiter ge-
drückt. Abteilung Kolonialwaren . Kaffee , Tee und Kakao un-
verändert , Burmareis 0,34 , Graupen 0,35 , gelbe gefpaltene
Erbsen 0,34, weiße ungar . Werkbahnen 0,50, Linsen mittel
0,86, Schweinefett 1„38, Salatöl 1,15 GM . alles per Kilo.

Die Großhandelsindexzisfer Die auf den Stichtag fces 20.Mai berechnete Großhandelsindexziffer des statistischen Reichs -
amts ergibt gegenüber dem Stand vom 13 . Mai (123,8) einen!
Rückgang auf 122,2 oder um 1,3 Prozent . Von den Haupt-
gruppen sanken im gleichen Zeitraum die Lebensmittel von
108,5 auf 106,3 oder um 2 Prozent . Die Gruppe Getreide und
Kartoffeln von 91,7 auf 89,7 oder um 2,2 Prozent . Die In «!
dustriestoffe von 162,4 auf 152 oder um 3 Prozent <davon un¬
verändert nur die Gruppe Textil - , Roh- und Hauptstoffe mit!
LH,4 sowie Kohle und Eisen mit 145.2) Die Inlandsware ^
gingen von 112,8 auf 112,7 oder um 1 Prozent , die Einfuhr -,
waren von 178,9 auf 176 oder um 2,2 Prozent zurück.

Die Kreditnot. Wie die „Germania" meldet, haben die Zen-
trumsabgeordneten Esser , von Guerard und Lange-HegertnanNin einer Unterredung den Reichsbankvräsidenten Dr . Schachß
auf die große Kreditnot der gewerblichen und industriellen Un«
ternehmungen , insbesondere der kleineren und mittleren Be«
triebe deS besetzten Gebietes , aufmerksam gemacht. De,
ReichÄdankpräsident sicherte den vorgetragenen Wünschen wohk,wollende Prüfung zu . Die Besprechungen werden unter Hin
zuzievung der in Betracht kommendenOrganisationen möglich^bäÜ> fortgesetzt . 5



Stsatsanzeiger
Bekanntmach «««

Konsularische Vertretung » r«e»tt»te«»»
Dem zum argentinisch«» Wzokonsul in Karlsruh « ernann¬

ten Herrn E . Federico Morck ist namens des Reichs das Exe»
quatur erteilt worden. Er wird daher zur Ausübung konsula-
irischer Amtshandlungen,in Baden endgültig zugetasten.

Karlsruhe , den IS. Mai 1SS4
BadischeS Staatsministeriu «

Köhler

Bekanntmachung
Da» Portugiesische Konsulat l» Mannheim.

Herr Oskar Bungert in Mannheim ist zum portugiesischen
Konsul in Mannheim ernannt worden. Rachdiem ihm namen »
des Reiches das Exequatur erteilt worden ist. wird er zur AuS-
Übung konsularischer Amtshandlungen in Boden hiermit zu»
fjelaffeiu

Karlsruhe , den Iß. Mai 1904
Badisches StaatSmiaisterlm»

Köhler

Bekanntmachung
Der zwischen der abgesonderten Gemarkung Außere Höf«

und der Gemeinde Brenden , Amtsbezirk Waldshut , abgeschlos »
senen Vereinbarung über die Vereinigung der abgesonderten
Gemarkung mit der Gemeinde Brenden mit Wirkung vom
1 .April 1924 wurde die staatliche Genehmigung erteilt .

Karlsruhe , den 13. Mai 1924
Der Minister deS Inner «

I . V. : LeerS

Durch Entschließung deS Staatsministevium » Vom 8 . vkat
1924 Nr . 5164 ist die Stadtgemainide Rastatt auf Grund de?
§ 3 Absatz 2 der Gemeindeordnung mit Wirkung vom 1. April
1924 ab in die Klasse der Städte «angereiht worden.

Karlsruhe , den 16. Mai 1924
Der Minister des Inner »

Remmele

Dem Gewerbsverein Bruchsal, als Veranstalter der Kraich-
go-ugswerbeausstellung , wurde die Erlaubnis zur; Veranstal¬
tung einer Sachlotterie erteilt .

Karlsruhe , den 16. Mai 1924
Der Minister des Inner »

Remmele

Die Nebenorte HoiirmtSwviler, Pförendorf mnd Rickertswei¬
ler der Gesamtgemeinde Hattenweiler , Amtsbezirk Psullen -
fcocf, wurden von dieser Gesamtgemsinde losgetrennt und mit
Wirkung vom 1 . April 1924 mit der Gemeinde Altheim, Amts»
bezirf Überlingen, unter Aufhebung der gegenseitigen Gemar -
kungsgvenzen zu einer einfachen Gemeinde mit dem Namen
Altheim vereinigt .

Die im Verband der Gesamtgemeircke Hattemveiler verblei -
benden Orte Hattemveiler , Furthof , Heiligenholz, Hermanns -
berg , Katzensteig , Kirnbach, Moos, Neuweiler , wurden mit
Wirkung vom 1 . April 1924 unter Aufhebung der gegenseiti-
gen Gemarkungsgrenzen zu einer einfachen Gemeinde mit
dem Namen Hattenweiler vereinigt .

Die Vereinigungen sind rechtswirksam.
Karlsruhe , den 16. Mai 1S24

Der Minister des Innern
Remmele

Bekanntmachung
Der zwischen dem Hauptort Heiligeickerg und dem Webenort

Ellenfurt (Gesamtgsnreuide Heiligenberg , Amtsbezirk !Pfful-
lenidorf) durch Beschlüsse der zur Vertretung der Gemarkungen

inständigen
Organe vom 17. und 24. Februar 1924 abgeschlos -

enen Vereinbarung über ihre Vereinigung zu einer einfachen
Gemeinde mit dem Namen Heiligenberg mit Wirkung
vom 1. April 1934 wurde die staatliche Genehmigung erteilt .

Karlsruhe , den 16. Mai 1984
Der Minister des Inner «

Remmele

Bekanntmachung
Die Vereinigung der Orte Beuren und Alkbeuren

Amtsbezirk Merlingen ) , u einer einfachen Gemeinde mit dem
Namen Beuren wurde unter Aufhebung der gegenseitigen
Gemarkungsgrenzen am 7 . Februar 1084 aus dringenden
Grünten des öffentlichen Interesses auf Grund deS 8 104 Ab¬
satz 2 der Gemeindeordnung mit Wirkung vom 1. Wril 1924
angeordnet . Die Anordnung ist rechtswirksam.

Karlsruhe , den 17 . Mai 1924
Der Minister des Inner »

Remmele

D»S ärztlich» Ehrengericht K»rlSr«hv
An Stelle de» Geh . Regierungrat » a . D . Mendt wird nach

Ätchörtn»» der Bavrschei » Ärztekammer Amtmann Dr . Compter
zum rechtskundigen Mitglied de» ärztlich« , Ehrengericht«
Karlsruhe ernannt .

Karlsruhe , den lfc Ma « 19S4
Der Minister des Innern

Remmele

Bekanntmachung
Der Badische Landesverband gegen den ArWfrfliSnrus E B .,

Karlsruh «, Herrenstraße S1 , erhält gemöfc § 1 der Bundesrats -
verordnung vom IS. Februar 1S17 über Wohlfahrtspflege
(Reichsgesetzblatt Seite 143 , und § 1 Ziffer 1 b der badischen
Vollzugsverordnung vom 34. Februar 1917 (Gesetz - und Ver-
ordnungsblatt Seite 4S) die Genehmigung , bis zum 16. August
1924 im Lande Baden durch Werbeschreiden, Aufrufe und per-
sänliche Werbung eine Sammlung *ur Förderung seiner sat-
zungögemäßen Zwecke vorzunehmen .

Karlsruhe , den 19. Mai 1SS4
Der Minister deS Inner »

Remmele

Der Stadtgemeinde Rastatt wurde die Genehmigung er-
teilt , wertbeständige Schuldverschreibungen auf den Inhaber
bis zum Gesamtbetrag von 900000 Goldmark, sowie die zu-
gehörigen Zinsscheine auf den Inhaber auszugeben .

Karlsruhe , den 19. Mai 1924
Der Minister de» Inner »

Remmele

Bekanntmachung
Ausgabe von Schuldverschreibungen auf
de« Inhaber durch die Rheinische H»»o-
thekenbank in Mannheim

Durch Verfügung vom 8 . Januar 1984 wurde der Rhei¬
nischen Hypothekenbank in Mannheim die Genehmigung e»
teilt , Schuldverschreibungen auf den Inhaber unter der Be»
zeichnung als Pfandbriefe und als Kommunalöbligatione »
bis $u der in § 24 der Satzung der Bank bezeichneten, den
jeweiligen gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Grenze
auszugeben .

Karlsruhe , den 21 . Mai 1924
Der Minister des Inner »

Remmele

Bekanntmachung
Die Durchführung der Ber »rdn««g über
die Allr| «rgepflicht , hiDr die, Bildung
des LandesauSschuffe» fiir soziale Für -
sorge betr.

Vom 19. Mai 1924
Aus Grund des § 9 Abs . 2 der Bad . AuSführungsverord -

nung zur Reichsverordnung über die Fiürfvvgepflicht vom
29 . März 1924 wird bestimmt:

1 . Zur Beratung des Arbeitsministeriums in allgemeinen
Fragen aus dem Gebiet der öffentlichen Fürsorge wird für
das Gebiet des Landes Baden ein Landesausschuß für soziale
Fürsorge gebildet.

Er besteht in der Höchstzahl aus 30 Mitgliedern , die da»
Arbeitsmrnisterimn aus Vertretern der Bezirksfüiforgever -
bände, des Städteverbandes und Städtebundes , des Verbau -
des Bad . Gemeinden , des Vororts der Kreise, der Bad . Lan-
desgememschaft von Hauptverbänden der freien Wohlsahrts -
pflege und der ihr nicht angeschlossenen Verbänden der freien
Wohlfahrtspflege , sowie den Vereinigungen der Hilfsbedürf -
tigen auf Grund von Vorschlagslisten beruft .

2 . Die Dauer der Mitgliedschaft beträgt 4 Jahre .
3. Für jedes Mitglied wird gleichzeitig ein Ersatzmitglied

bestimmt, das für den FM der Verhinderung des Mitglieds
als Stellvertreter und beim Wegfall des Mitglieds an feiner
Stelle für den Rest der Amtsdauer als Mitglied eintritt .

4 . Die Mitglieder des Landesausschusses für soziale Für -
sorge sind ehrenamtlich tätig . Ersatz von Auslagen , von
Lohn- oder Verdienstausfall oder Aufwandsentschädigung für
die Teilnahme an den Sitzungen des Landesausschusses wird
nicht gewährt .

5 . Der Landesausschuß für soziale Fürsorge wird durch
das Arbeitsministerium nach Bedarf einberufen . Den Vor-
sitzertden bestimmt der Arbeitsminister , falls er nicht selbst den
Vorsitz führt .

6 . Diese Bestimmungen treten mit dem 1. April dS. Az,
in Kraft .

Karlsruhe , den 19. Mai 1924
Der Badische Arbeitsminister

Engler

Ipersoneller Zeit
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungen usi».

der planmäßige» Beamte«

Ktt* de« vereich des Ministeriums deS Inner »
Ernannt :

Kriminalfekretär Johann BSHeim in Freiburg zum Krimi-
nalobersekretär daselbst, Kriminalsekretär Karl Werner j»
Karlsruhe zum Kriminalobersekretär daselbst, Kriminalasfl-
stent Philipp Reinhard beim Bezirksamt — Pol .-Dir . —,
Mannheim zum Kriminalsekretär .

Berfetzt:
Amtmann ,Dr . Rudolf Maier beim Bezirksamt Offenburg

unter Zurücknahme feiner Versetzung an daS Bezirksamt Vit-
lingen an das Bezirksamt Überlingen.

Zuruhegesetzt:
Verwaltungssekretärin Mathilde Aal beim Bad. Frauen «

verein.
In den einstweilige» Ruhestand versetzt :

Revisionsoberinspektor Johann Greulich in Schwetzingen
Eichmeister Friedrich Lang beim Staatseichamt Karlsruh «,
Kanzleiassistent Johann Götzelmann bei der Verwaltung de»
polizeilichen Arbeitshauses Kislau .

Entlasse» :
Polizeiwachtmeister Hermann Fallert in Mannheim -

Justizministerium
Ernannt :

Justizinspektor Josef OechSner bei der Direktion deS Lan»
desgefängnisses Freiburg zum Justizoberinspektor , Kanzlisii»
Amelie Eberhard beim Amtsgericht Freiburg zur Kanzleiasst-
stentin , Aufseher Karl Herr beim Amtsgefängnis 1 Karlsruh »
zum Oberaufseher , Amtsgehilfe Franz Josef Hoffert beim
Landgericht Offenburg zum Hausmeister daselbst.

« ersetzt :
Inspektor Josef Fank beim Kreisgefängnis Rastatt zum

AmtSgefängnis Freiburg — Hebelstraße, Oberaufseher Josef
Breithaupt beim Amtsgefängnis Schönau zum Amtsgefängni »
Villingen ; die Aufseher Jesos Gründet beim Kreis - und Amt».
gefängniS Offenburg zum Amtsgefängnis Schönau und Kon-
rad Schäfer beim Amtsgefängnis Lörrach zum Zuchthau»
Bruchsal, Maschinist Joses Seithel beim Oberlandesgericht als
Amtsgehilfe zum Amtsgericht Karlsruhe .

Entlassen auf Ansuchen:
Kanzlistin Klara Haeberle beim Amtsgericht Freiburg .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt :

Handelslehrer Dr . Ludwig Baur an der Handelsschule in
Karlsruhe zum Direktor an der Handelsschule in Freiburg ,
Gewerbelehrer Jakob Wahl an der Gewerbeschule in Kon-
stanz zum Direktor daselbst, Gewerbelehrerkandidat Dipl .-Jng .
Georg Schleicher an der Gewerbeschule in Freiburg zum Ge-
Werbelehrer daselbst.

Die Ministerialrechuungsräte Paul Wehrle und Heinrich
Landes vom 1 . April 1924 an zu Minifterialoberrechnungscä -
ten im Ministerium des Kultus und Unterrichts .

Berliehe« :
Dem Privatdozenten Regierungsbaumeister Dr . Jng . Her¬

mann Alker an der Techn . Hochschule Karlsruhe die Amtsbe-
zeichnung außerordentlicher Professor für die Dauer fein«?
Zugehörigkeit zum Lehrkörper der Hochschule.

« ersetzt :
Direktor Adolf Willareth an der Handelsschule in Pforz-

heim in gleicher Eigenschaft an jene in Heidelberg.
In den einstweiligen Ruhestand versetzt :

Zeicheninspektor Otto Feist an der Landeskunstschule in
Karlsruhe .

Arbeitsmiuisterium
Bersetzt :

Regierungsrat Dr . Theodor Bogel beim Arbeitsministeriu «
als Gewerberat zum Gewerbeauffichtsamt .

Gewerbeamtmann Rudolf Meeß beim Gewerbeauffichtsamt
unter Ernennung zum Regierungsrat zum Arbeitsministe-
rium .

Bauinspektor Gustav May beim Arbeitsministerium als B«-
zirksbauoberkontrolleur zum Bezirksamt Emmendingen .

Bezirksbaukontrolleur Karl Rott beim Bezirksamt Villinge»
zum Bezirksbauoberkontrolleur .

Ministerium der Finanzen
Ernannt :

Bauobersekretär Friedrich Bächler beim Finanzmimsterlum
zum Bauinspektor .

Badisches Landestheater .
Freitag , 23 . Mai . 7 b . n . 10 Uhr . Sp . I M. 5 .40.

Abonn . F 22. Th .-Gem . B .V .B . Nr . 5301 —5600.
Der Rosenkavalier .

Badisches Landestheater Karlsruhe .

1 . - 7 . iuni 1924
Sonntag , den 1 ., vormittags II 1/, Uhr : Morgen *

feier mit Einführungs -Vortrag von Dr -
Oscar Bie .
Abends : Der Rosenka valier .

Dienstag , den 3. Festkonzert in der
Festhalle . Alpensinfonie - Couperinsuite.

Mittwoch , den 4. Ariadne auf Maxos .
Donnerstag , den 5 . Salome .
Freitag , den 6 . Die Josefslegende mit

Iril Gadescow und Ami Schwaninger .
Samstag , den 7 . Neu einstudiert :
Unter der Leitung des Komponisten stehen die

Aufführungen am 3., 4., 5 . und 6.
Sonderabonnement Teilabonnement für
für sämtliche Ver - die Veranstalt . am

uuUltung « i . ,J . ,5 .,6 . I . .Z..4 .. 7
I . Rang -Loge , Bai¬

kon u . Sperrsitz
I . Abteilung 37 .50 27 .50 25.50

Sperrsitz II . Abt u.
Parterreloge 31 .40 22.40 21 .40

II . Rang 24.80 18 .80 16.80
III . Rang 19 .20 13 .20 12.70
IV . Rang 11 .20 8.20 720

einschließlich Festbuch .

Vorrecht der Abonnenten , Inhaber von Vorzugs¬
kartenheften und Mitglieder der Theater - Gemeinde
auf das ganze Abonnement am Donnerstag , den
22 . Mai , auf die Teilabonnements am Freitag , den
23 . Mai , für das übrige Publikum auf ganze und
Teilabonnements am Samstag , den 24. Mai , jeweils
vormittags 9*/,— 1 Uhr und nachmittags 31/, —5 Uhr ;
allgemeiner Vorverkauf zu den einzelnen Veranstal¬
tungen von Montag , -den 26 . Mai , vorm . 91/, Uhr an .

lageseintrittskarten : Sperrsitz I . Abt . am 1 . zum
Vortrag 1 .50, am 1 . abends 7.20, am 4., 5 . , 6. 8.—,
am 7 . 5.40 , zum Festkonzert 10 .—, 8-—, 6.—, 4.—
und 3.— M.

Zu den Eintrittskarten für die einzelnen Veran¬
staltungen wird ein Zuschlag von 30 Pfg . für das
Festbuch erhoben - D .351

Ii « « MtWMWIl «
für einige Monate zur Aushilfe sofort gesucht . An»
geböte unter D - 352 an die Expedition der KarlSr . Ztg .

Gemäß § 2 Abs . 1 der Verordnung vom 1 . April 1924
»Die Polizeistunde betr . " wird nach Zustimmung deS
Stadtrats und erfolgter VollziehbarkeitSerklärung durch
den Herrn LandeSkommissär vom 16 . Mai 1924 nach»
stehende W .500

Ortspolizeiliche Vorschrift
erlassen-

Sinziger Paragraph . Die Polizeistunde wirb für
die Stadt Karlsruhe allgemein auf 1 Uhr nachts ver-
längert .

Karlsruhe , den 22. Mai 1924 . O .Z . 60
Bezirksamt . — Polizeidirektion C.

t»raftfahr »e« gführer !
Das Fahre« mit geöffneter Auspuffklappe innerhalb

der Stadt wird künftig strengstens bestraft werden ; die
Polizeibeamte » find zur «»«achsichtigen Auzeigeerstammg
angewiesen. 2B.499

Karlsruhe , den 22 . Mai 1924 . OZ . 61
Bezirksamt . — PoLzeidirektio « C .

in Mannheim .
Wir laden die Herren Aktionäre zur 52 . ordent¬

lichen Generalversammlung auf Mittwoch ,
den 25 . Juni 1924 , vormittags 10 Uhr , in
das Gebäude der Rheinischen Hypothekenbank
A 2, 1 dahier ein.

Tagesordnung : 1. Bericht über das abgelaufene
Geschäftsjahr ; Vorlage der Bilanz sowie der Ge¬
winn- und Verlustrechnung . Beschluß hierüber und
über die Gewinnverteilung . 2 . Entlastung des Vor¬
standes und des Aufsichtsrats . 3 . Aufsichtsratswahl .

Jede Aktie gewährt das Stimmrecht , dasselbe kann
auch vertretungsweise durch einen anderen mit
schriftlicher Vollmacht versehenen Aktionär ausge¬
übt werden .

Eintrittskarten zur Generalversammlung erteilen :
in Mannheim : unsere Bank ,
in Mannheim und den bezügl . Orten : die Rheinische

Creditbank und deren Filialen ,
in Frankfurt a. M . : die Darmstädter und National¬

bank , die Deutsche Bank Filiale Frankfurt
a. M . , die Deutsche Vereinsbank , dieDirection
der Discontogesellschaft , die Frankfurter Hypo¬
thekenbank und M - Hohenemser ,

in Stuttgart : die Württembergische Vereinsbank ,
in Berlin : das Bankhaus S. Bleichröder und die

Direction der Discontogesellschaft
Hinsichtlich der Anmeldungen zur Teilnahme an

der Generalversammlung usw. ist § 43 der Statuten
maßgebend . D -353

Mannheim , den 22. Mai^ 1924 .
Rheinisch « Hypothekenbank .

Hochbauarbeiten für das
neue Kesselhaus im Eisen-

bahnausbesserungswerk
Karlsruhe zu vergeben.
Verputz-, Schreiner- und

Schlosserarbeiten. Pläne
und Bedingnisheft auf dem
Baubüro im Hofe des
Verwaltungsgebäudes des
Eisenbahnausbesserungs -

Werkes Wielandtstratze von
8—12 Uhr vormittags zur
Einsicht. Dort auch An-
gäbe der AngebotSformu»
lare gegen Vergütung-
Kein Versand nach auS-
wärts . Angebote verschlaf«
sen und mit der nötigen
Aufschrift bis Sl . Mai 1SS4,
vormittags 10 Uhr , auf den»
Baubüro des Eisenbahn«
ausbesserungswerkes einzu»
reichen . 2B .4973.1

Zuschlagsfrist 3 Wochen-
Karlsruhe , 19 .Mai 1924»

Reichsbahndirektion.
Hochbanbüro .

Gesucht für den Bezirks
fürsorgeverband Weßkw?
'
MiistsWN

mit Erfahrung im Ve>
waltungs - und Rechnung »'
dienst und in der soziale»
Fürsorge - Angebote m>
Lebenslauf , Zeugmssen u.
Photographie an den un»
. e ^ eichneten Verband-

Meßkirch , 17 . Mai W
Bezirksamt .

Bezirköfürsorgeverb« » ^

Metalldetteil
Stahlmatt ., Kinderbett.,
an Private, «atalog 78 R st»

Eisenmöbelfabrik Suhl flSgJ

Druck G . Braun , Karlsrub «,
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